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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Der Vorort betonte in seinen Stellungnahmen weiterhin die Bedeutung einer
marktwirtschaftlichen Erneuerung und einer Verbesserung der Rahmenbedingungen
für die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Schweiz. Dabei kritisierte er den Bundesrat
und das Parlament, dass diese das nach der negativ verlaufenen EWR-Abstimmung
versprochene rasche Reformtempo nicht einhalten würden. Immerhin begrüsste der
Vorort – mit einigen Vorbehalten – die von der Regierung vorgelegte
Kartellgesetzrevision und vor allem das Binnenmarktgesetz.
Von besonderer Bedeutung war für den Vorort der Abschluss des neuen WTO-
Abkommens; er setzte sich mit Nachdruck für einen Beitritt der Schweiz ein. Die dem
Vorort nahestehende Wirtschaftsförderung führte im zweiten Halbjahr eine breit
angelegte Informations- und Werbekampagne für das neue GATT-Abkommen durch. 
In der schweizerischen Europapolitik bezeichnete der Vorort die bilateralen
Verhandlungen als zur Zeit einzig realistischen Weg. 
In der Sozialpolitik sah der Vorort die Zeit gekommen für einen Marschhalt; ein weiterer
Ausbau würde die Wirtschaft derart belasten, dass davon auch die Finanzierung des
bestehenden sozialen Netzes in Mitleidenschaft gezogen würde. 
In seinem Jahresbericht 1993 sprach sich der Vorort ferner für marktwirtschaftliche
Instrumente im Umweltschutz aus. Dabei befürwortete er auch die geplanten
Lenkungsabgaben auf CO2- und VOC-Emissionen, allerdings unter der Voraussetzung,
dass diese europäisch koordiniert eingeführt werden. Da diese Voraussetzung nicht
erfüllt war, lehnte er den vom Bundesrat im März in die Vernehmlassung gegebenen
Vorschlag für eine CO2-Abgabe ab. Eine durchgängige Ökologisierung des
Steuersystems, wie es etwa von der Grünen Partei gefordert wird, lehnte er kategorisch
ab. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.09.1994
HANS HIRTER

Der Vorort feierte im Berichtsjahr seinen 125. Geburtstag. Dieser Anlass wurde vom
Präsidenten Andreas Leuenberger lediglich für einen allgemeinen Tour d'horizon – mit
Betonung auf der Notwendigkeit einer Verbesserung des Wirtschaftsstandorts Schweiz
im internationalen Wettbewerb – und nicht für das Setzen von neuen Akzenten genutzt.
In der selben Tonlage waren auch die Ausführungen Leuenbergers zur Europapolitik der
Schweiz gehalten. Er stellte sich voll hinter die bilateralen Verhandlungen des
Bundesrats und sprach sich dagegen aus, bereits jetzt zur Frage eines Beitritts der
Schweiz zur EU Position zu beziehen.

Durch den Rücktritt seines Direktors Heinz Allenspach (fdp, ZH) aus dem Nationalrat
verlor der Arbeitgeberverband seine direkte Verbindung zum Parlament. Immerhin
schafften mit Erich Müller (fdp, ZH) und Johannes Randegger (fdp, BS) zwei Manager
von internationalen Grosskonzernen den Einzug in den Nationalrat. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.09.1995
HANS HIRTER

Der Vorort engagierte sich weiterhin für ein bilaterales Abkommen der Schweiz mit der
EU. Bereits 1995 hatte er eine Inseratekampagne anlaufen lassen, welche die Bürger
davon überzeugen soll, im Fall eines Referendums ein Ja zum Verhandlungsergebnis in
die Urne zu legen. Im Dezember forderte er an einer gemeinsamen Pressekonferenz mit
dem Arbeitgeber- und dem Gewerbeverband die Behörden zum raschen Abschluss der
Verhandlungen auf. Angesichts der grossen Bedeutung dieses Abkommens für die
Volkswirtschaft sei es auch in Kauf zu nehmen, wenn in einzelnen Bereichen
(namentlich beim Dossier Landverkehr) zusätzliche Konzessionen gewährt werden
müssen. Der Vorort lehnte konsequenterweise auch das von Gewerbekreisen gegen die
leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe lancierte Referendum ab, da ein Verzicht auf
diese Abgabe die Verhandlungen mit der EU gefährden würde. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.12.1997
HANS HIRTER
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Die Schweizerische Handelskammer wählte am 30. März Rudolf Ramsauer als
Nachfolger des altershalber zurücktretenden Kurt Moser zum neuen Direktor
(Generalsekretär) des Vororts. Ramsauer hatte seine Karriere vor allem als
Handelsdiplomat gemacht und war zuletzt Vizedirektor des Bundesamtes für
Aussenwirtschaft.

Der Vorort betonte mehrmals die grosse Bedeutung des Abschlusses eines bilateralen
Abkommens mit der EU für die schweizerische Wirtschaft und setzte in diesem
Zusammenhang auch seine Inseratekampagne zugunsten eines solchen Vertrags fort.
Konsequenterweise unterstützte er denn auch tatkräftig die namentlich vom
Gewerbeverband bekämpfte Einführung einer leistungsabhängigen
Schwerverkehrsabgabe, welche der Vorort als wichtige Voraussetzung für einen
erfolgreichen Abschluss der Vertragsverhandlungen mit der EU einschätzte. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.09.1998
HANS HIRTER

Die Wirtschaftsförderung (wf) war massgeblich beteiligt an der erfolgreichen Ja-
Werbung im Vorfeld der Volksabstimmung über die bilateralen Verträge mit der EU. Sie
hatte sich dabei nicht auf die zwei bis drei Monate dauernde eigentliche
Abstimmungskampagne beschränkt, sondern bereits seit 1995 in Inseraten über die
Verträge und deren Bedeutung für die Schweiz und insbesondere deren Wirtschaft
orientiert. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.04.2000
HANS HIRTER

Noch bevor der Bundesrat in seinem Bericht zur Europapolitik der Schweiz den Beitritt
zur EU von einem strategischen Ziel zu einer Option, also einer Möglichkeit unter
anderen, zurückstufte, meldete sich der Dachverband der schweizerischen Wirtschaft,
Economiesuisse, zu Wort. Er wandte sich kategorisch gegen einen EU-Beitritt und
erklärte die Fortführung des eingeschlagenen bilateralen Wegs „zur einzigen
realistischen Option“. Für Economiesuisse wäre ein Beitritt angesichts der
Notwendigkeit einer Volksabstimmung politisch nicht zu realisieren. Zudem wäre er
aber auch wegen des Souveränitätsverlustes, der hohen Kosten von jährlich rund 5 Mia
Fr. und den zunehmend protektionistischen Tendenzen in der EU gar nicht wünschbar.
Damit die Schweiz den Weg der sektoriellen vertraglichen Vereinbarungen mit der EU
weiter verfolgen könne, seien jedoch weitgehende wirtschaftspolitische
Liberalisierungsschritte erforderlich, insbesondere in den Bereichen Post,
Telekommunikation und Landwirtschaft. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.03.2006
HANS HIRTER

Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative (MEI) führte zum Streit zwischen
den beiden grössten Wirtschaftsverbänden Economiesuisse und dem
Gewerbeverband (SGV). Gleich zu Beginn des Jahres knallte es zwischen den beiden,
nachdem sich der Arbeitgeberverband und die Wirtschaftsverbände Economiesuisse,
Swissmem und Scienceindustries in einem „Vorschlag der Wirtschaft“ zur Umsetzung
der MEI anstatt für Kontingente für eine Schutzklausel stark machten. In ihren Augen
soll die Zuwanderung grundsätzlich offengelassen und erst nach dem Erreichen einer
gewissen Schwelle, die vom Bundesrat definiert werden soll, beschränkt werden. Noch
gleichentags verschickte der SGV eine Medienmitteilung mit dem Titel „Keine Wirtschaft
ohne Schweizer KMU und Gewerbe“. Der SGV zeigte sich darin verärgert, dass die vier
Verbände ihren Vorschlag als generelle Position der Wirtschaft bezeichneten und
deutete dies als eine „Irreführung der öffentlichen Meinung“. Denn der SGV, dessen
KMU zwei Drittel aller Arbeitsplätze stellten und der damit die „Nummer 1“ unter den
Wirtschaftsverbänden sei, unterstütze die Schutzklausel nicht, hiess es im
Communiqué. Obwohl der SGV mit Economiesuisse einigging, dass die Kündigung der
Bilateralen „schwerwiegende negative Folgen“ für die KMU hätte, glaubte der Verband
nicht daran, dass die vier Verbände die Wirtschaft freiwillig beschränken würden. Der
SGV befürchtete, dass mit einer Schutzklausel die Einwanderungsschwelle zu hoch
angesetzt würde, was dem Volkswillen nicht gerecht werde und auch nicht im Interesse
der KMU sei. Man wolle deshalb die Botschaft des Bundesrats abwarten und bis dahin
dessen Verhandlungsposition nicht durch eine „wenig durchdachte Serie theoretischer
Vorschläge“ unnötig schwächen. An einem Treffen der Wirtschaftsdachverbände Mitte
Februar in Lausanne – die Stimmung wurde von einem Teilnehmer als unheimlich
bezeichnet – konnten sich die beiden Verbände neben der Migrationsthematik auch bei
der Rentenreform und beim neuen RTVG, gegen das der SGV das Referendum ergriffen
hatte, nicht einigen. Obwohl die Medien den Schlagabtausch dankbar annahmen, wurde
auch etwas wehmütig den Zeiten gedacht, als die vormaligen FDP-Nationalräte Gerold
Bührer (Economiesuisse) und Edi Engelberger (SGV) die beiden Wirtschaftsverbände

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.01.2015
SAMUEL BERNET
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führten und ihre Differenzen jeweils beim Jassen klärten. 

Ebenfalls zu Beginn des Jahres veröffentlichte der SGV im Hinblick auf die
Parlamentswahlen im Herbst ein Rating, das die derzeitigen National- und Ständeräte
betreffend ihrer KMU-Freundlichkeit bewertete. Zum Ärger der Mitte-Rechts-Parteien
trat die SVP dabei mit Abstand als KMU-freundlichste Partei hervor: Gemäss dem Rating
gehören 40 der 50 KMU-freundlichsten Nationalräte der SVP an; im Ständerat belegen
vier der fünf SVP-Ständeräte die ersten vier Plätze. Weil bekannte KMU-nahe Politiker
aus CVP und FDP zum Teil weit abgeschlagen waren, kritisierten CVP-Präsident
Christophe Darbellay und FDP-Präsident Philipp Müller das Rating heftig. Es würden zu
viele Geschäfte bewertet und deren Gewichtung sei unverhältnismässig, so ihr Fazit. So
würde die Haltung eines Parlamentariers zur MEI als ebenso wichtig beurteilt wie die
Haltung zur Einheitskrankenkasse oder zur Autobahnvignette, obwohl die MEI für die
Wirtschaft „hundertmal wichtiger“ sei, sagte etwa Darbellay. Für Müller und Darbellay
fiel im Rating, das 169 KMU-relevante Parlamentsgeschäfte bewertete, die
unterstützende Haltung der SVP-Politiker zur MEI und damit die potenzielle Gefährdung
der Bilateralen Verträge mit der EU zu wenig ins Gewicht.

In den Medien wurde daraufhin einerseits die Emanzipation des SGV von der
Economiesuisse in den Fokus genommen, andererseits die Nähe des SGV zur SVP
untersucht. Die Emanzipation des SGV setzte 2013 ein, als Economiesuisse als
Kampagnenführerin gegen die Abzocker-Initiative an der Urne eine herbe Niederlage
einstecken musste. Aufgrund der dadurch verursachten Krise bei Economiesuisse,
übernahm in der Folge der SGV die Kampagnenführung gegen die 1:12- und gegen die
Mindestlohn-Initiative – beides Male erfolgreich. Dadurch gewann der SGV an
Selbstbewusstsein, was auch SGV-Präsident Jean-François Rime gegenüber der Zeitung
Le Temps bezeugte: Die Zeiten, als der SGV als Kofferträger der Economiesuisse
fungierte, seien vorbei. Der Machtkampf wurde von den Medien allerdings relativiert,
weil die gegenseitige Abhängigkeit der Verbände offensichtlich war. Denn obwohl
Economiesuisse die Kampagnenführung bei den jüngsten Abstimmungen dem SGV
überliess, finanzierte sie zu grossen Teilen die Kampagnen und trug dadurch wesentlich
zu deren Erfolgen bei. Das mediale Fazit lautete: Für den SGV sind die Giftpfeile gegen
Economiesuisse identitätsstiftend, im Grunde wissen aber beide, dass es ohne den
Anderen nicht geht. 

Die SVP-Nähe des Gewerbeverbands fand nicht erst mit dem umstrittenen KMU-Rating
im Januar den Weg in die öffentliche Debatte: Mitte-rechts-Parteien monierten schon
länger, der SGV stehe unter zunehmendem Einfluss der SVP. Erste Hinweise gab es
2010: Jahrelang war der SGV von einem FDP-Vertreter präsidiert worden, bis 2010 mit
Bruno Zuppiger ein SVP-Nationalrat das Präsidium übernahm. Nach der politischen
Affäre Zuppiger und dessen Rücktritt sowohl als Nationalrat als auch als SGV-Präsident
konnte mit Jean-François Rime das Spitzenamt in SVP-Hand behalten werden. Es war
aber insbesondere die MEI, die Nährboden für Zweifel an der Unabhängigkeit des SGV
von der SVP bot. Zwar sprach sich der SGV an der Seite der restlichen
Wirtschaftsverbände im Vorfeld der Abstimmung klar gegen die Initiative aus, allerdings
büsste der Verband an Glaubwürdigkeit ein, weil Rime Mitglied des Initiativkomitees der
MEI war. Auch dass der SGV bei der Umsetzung der MEI den Alleingang antrat und nicht
eine gemeinsame Position mit den anderen Wirtschaftsverbänden vertrat, wurde auf
die SVP-Nähe des Verbands zurückgeführt. Direktor Hans-Ulrich Bigler, der selber im
Herbst des gleichen Jahres für die FDP in den Nationalrat gewählt wurde, widersprach
dieser Auslegung. Der Vorstand und die Gewerbekammer – das Parlament des SGV –
seien beide parteipolitisch breit abgestützt und ausgewogen mit Vertretern aller
wichtigen bürgerlichen Parteien besetzt, sagte er gegenüber der Sonntagszeitung. 7

Die Frage, wie die Volksinitiative „Gegen Masseneinwanderung“ der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbände auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschäft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Höchstzahlen ablehne und sich stattdessen für einen
„niederschwelligen“ Inländervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war für die Medien eine
Überraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nähe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezüglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern „keine grosse Opposition“ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter dafür ausgesprochen hätten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte für
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar befürworteten auch sie in einer

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2016
SAMUEL BERNET
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ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Möglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September für einen
„Inländervorrang light“ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Verträgen
kompatibel war. Man sei „erfreut“ über den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einführen
können solle – jedoch erfolglos, wie die endgültige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.
Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
um Präsident Heinz Karrer und Direktorin Monika Rühl Führungsschwäche vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschäft – einem Kerndossier von Economiesuisse –
eine Führungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resümierte etwa die NZZ. 8

Im Dezember wurde vom Bundesrat ein erster Entwurf zum Rahmenvertrag mit der EU
veröffentlicht, worauf die Meinungen der Wirtschaftsverbände insbesondere
betreffend des Lohnschutzes auseinandergingen, wie etwa der «Blick» berichtete.
Während SAV-Präsident Valentin Vogt und Hans Hess, Präsident von Swissmem, das
Abkommen verteidigten, da sie etwa den Lohnschutz auch im Zusammenhang mit den
flankierenden Massnahmen nicht als gefährdet betrachteten, enervierten sich die
Gewerkschaften darüber, dass der Lohnschutz Teil der Verhandlungen geworden sei.
Der neue SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD) etwa verlangte in einem Interview
mit der Aargauer Zeitung vom Bundesrat, sich an sein Versprechen zu halten, wonach
der Lohnschutz bei den Verhandlungen eine rote Linie sei, die nicht überschritten
werden dürfe. Eine ähnliche Meinung vertrat auch Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) vom SGV,
denn der Lohnschutz, so Bigler gemäss «Blick», sei unverhandelbar. Würde der
Lohnschutz Teil des Abkommens, müsste die Schweiz Richtlinien und Änderungen der
EU automatisch übernehmen.
Später berichtete die Sonntagszeitung darüber, dass sich der Disput unter den
Verbänden weiter zuspitzte, als Vogt ohne Absprache mit dem Gewerbeverband
signalisierte, «den Rahmenvertrag mit grossen Geschenken an die Gewerkschaften
retten» zu wollen. Ein Skandal sei dies für Bigler, so die Sonntagszeitung, denn für
diesen stehe fest, dass der Vertrag in dieser Form nicht unterschrieben werden dürfe.
Später zog Vogt seine Offensive zurück, denn die Gewerkschaften sowie der
Gewerbeverband blieben ihrer Position treu.
Economiesuisse-Präsident Heinz Karrer schliesslich hatte bereits im Herbst in der NZZ
seine Überzeugung bekannt gegeben, dass im Hinblick auf die Verhandlungen über das
Rahmenabkommen mit der EU eine dynamische Übernahme von EU-Gesetzgebungen
seitens der Schweiz möglich sei. Da ein Schiedsgericht jeweils die Verhältnismässigkeit
überprüfen würde, sodass die EU keine unverhältnismässigen Retorsionsmassnahmen
beschliessen könnte, sehe er im Rahmenabkommen gar einen «grosse[n] Vorteil für die
Schweiz». Die Gesprächsverweigerung der Gewerkschaften halte er daher für
«unschweizerisch», wie das St. Galler Tagblatt zitierte. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Neben Economiesuisse sprachen sich auch mehrere weitere Wirtschaftsverbände zu
Jahresbeginn 2019 für das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU aus,
wenngleich man noch einigen Klärungsbedarf und einiges Verbesserungspotenzial sah.
In der «Weltwoche» verkündete Monika Rühl, Vorsitzende der Geschäftsleitung von
Economiesuisse, man befürworte das Abkommen, weil es den Zugang zum EU-
Binnenmarkt sichere und die Rechtssicherheit zwischen der Schweiz und der EU
verbessere. Bedingungslosen Zuspruch erhielt das Abkommen vom
Wirtschaftsdachverband indes nicht: So seien etwa die hohen Schweizer Löhne zu
schützen und durch die vorgesehene vereinfachte Niederlassungsmöglichkeit dürfe
nicht der Anschein gemacht werden, EU-Bürger hätten Anrecht auf Schweizer
Sozialhilfe. Ferner müsse garantiert werden, dass die Schweiz ihr Steuersystem
«aufrechterhalten» könne. Diese Punkte, so liess Economiesuisse-Präsident Heinz
Karrer gegenüber den Medien verlauten, gelte es noch präzise abzuklären. Ähnlich
äusserten sich auch Swissmem-Präsident Hans Hess, SBVg-Präsident Herbert Scheidt
oder SAV-Präsident Valentin Vogt: Es gebe zwar Diskussionsbedarf, doch grundsätzlich
sei das Abkommen wichtig und richtig, da es die Prosperität der Schweiz sichere.
Vorerst verhalten gab sich der Schweizerische Gewerbeverband: SGV-Direktor Hans-
Ulrich Bigler (fdp, ZH) meinte etwa, der Bundesrat dürfe den Vertrag nicht

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 31.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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unterzeichnen und müsse eine bessere Version aushandeln. Im April gab der Verband
dann bekannt, man wolle sich zum Vertragstext erst wieder äussern, wenn eine
definitive Fassung vorliege. Zudem sei nun die Abstimmung zur Begrenzungsinitiative
abzuwarten: Würde diese angenommen, hätte sich das mit dem Abkommen sowieso
erübrigt. 10

Natur und Umwelt

Analog zu den Gewerkschaften drohten auch die Umweltschutzverbände und der VCS
mit einem Referendum, falls die Auswirkungen der bilateralen Verträge mit der EU nicht
mit begleitenden Massnahmen (in diesem Fall zum Landverkehrsabkommen) gemildert
würden. Nachdem das Parlament diesen Forderungen durch zusätzliche
Finanzspritzen für den Bahngütertransport wenigstens teilweise entsprochen hatte,
verzichteten sie auf ein Referendum. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.10.1999
HANS HIRTER

Die Organisationen Schweizer Tierschutz und Pro Natura sprachen sich im Berichtsjahr
gegen den Agrarfreihandel aus. Es wurde befürchtet, dass ein Freihandelsabkommen
der Schweiz mit der EU zu einer Nivellierung und Abschwächung der strengen
schweizerischen Tierschutznormen führen könnte. Zudem sah man die ökologisch
ausgerichteten Direktzahlungen durch den Freihandel gefährdet. 12

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 05.11.2010
MARC BÜHLMANN

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Die vom Zürcher Nationalrat Blocher (svp) präsidierte Aktion für eine unabhängige und
neutrale Schweiz (AUNS) zeigte weiterhin ihre Muskeln. An ihrer Mitgliederversammlung
vom 6. Mai in Bern erhielt die Leitung die Kompetenz, zu drei Bereichen das
Referendum zu ergreifen: den bilateralen Verhandlungen mit der EU (falls diese
unbefriedigend ausfallen und insbesondere die Personenfreizügigkeit oder die Aufgabe
der 28-Tonnen-Limite im Strassenverkehr beinhalten), der Ratifizierung der
Europäischen Sozialcharta sowie der Regierungsreform mit Staatssekretärstellen.
Gelegenheit zur Ausführung dieser Aufträge bot sich bereits im Berichtsjahr. Das noch
vor Jahresende zustandegekommene Referendum gegen die Staatssekretäre wurde von
der AUNS massgeblich mitgetragen. 

Nicht besonders gut bekam dem freisinnigen Nationalrat Miesch (BL) sein Engagement
bei der AUNS, in deren Vorstand er voriges Jahr gewählt worden war. Die Delegierten
der FDP von Basel-Land beschlossen, ihn – nicht zuletzt wegen seinen Positionen in der
Aussen- und in der Asylpolitik – nicht mehr zu nominieren. Er erreichte dann auf einer
eigenen Liste zwar einen Stimmenanteil von 6,4%, was aber zu einer Wiederwahl nicht
ausreichte. 13
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Die Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS), welche nach eigenen
Angaben über eine Kriegskasse von knapp 4 Mio Fr. verfügt, rüstete sich für einen
weiteren Abstimmungskampf. Noch bevor der Bundesrat seine Botschaft über
bewaffnete Armeeeinsätze im Ausland verabschiedet hatte, beschloss sie an ihrer
Jahresversammlung vom 8. Mai in Bern, einen allfälligen zustimmenden Entscheid des
Parlaments mit dem Referendum zu bekämpfen.

Keine Unterstützung durch den AUNS-Vorstand fand das von den SD und der Lega dei
Ticinesi lancierte Referendum gegen die bilateralen Verträge mit der EU. Sowohl AUNS-
Sekretär Fehr als auch Präsident Blocher (beide svp, ZH) beurteilten die Abkommen
zwar negativ, sprachen sich aber gegen eine Teilnahme der AUNS an der
Referendumskampagne aus, da die Neutralität und die Souveränität der Schweiz durch
die Verträge nicht beeinträchtigt würden. 14
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Im Frühling 2015 wurde von einer Koalition aus Wirtschaft und Politik der Verein Vorteil
Schweiz gegründet mit dem Ziel, die bilateralen Verträge mit der EU zu erhalten. Vorteil
Schweiz wolle eine Koordinationsfunktion wahrnehmen und damit eine Verzettelung
jener Gruppierungen verhindern, die sich nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative für die Rettung der bilateralen Verträge einsetzten,
sagte Mitinitiant und BDP-Nationalrat Hans Grunder gegenüber dem Tagesanzeiger.
Neben anderen Nationalräten aus den Parteien FDP, CVP, SP, GLP und Grüne wird der
Verein auch von zahlungskräftigen Vertretern aus der Wirtschaft unterstützt, wie etwa
von Unternehmer Jobst Wagner, der Unternehmerin Nicole Loeb oder dem Milliardär
Hansjörg Wyss. 15
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Landwirtschaft

Die Delegiertenversammlung des Schweizerischen Bauernverbandes (SBV) sprach sich
im November bei nur wenigen Gegenstimmen für die bilateralen Verträge mit der EU
aus; das dagegen lancierte Referendum solle nicht unterstützt werden. Die Verträge
würden zwar die Konkurrenz auf dem inländischen Agrarmarkt noch verstärken, böten
der schweizerischen Landwirtschaft aber auch einen besseren Marktzugang in der EU,
von welchem beispielsweise die Käseproduktion durchaus profitieren könnte.
Allerdings verlangte der SBV von der Landesregierung, dass die einheimische
Agrarwirtschaft mit gleich langen Spiessen kämpfen kann wie ihre ausländische
Konkurrenz. Insbesondere sollen die Konsumenten obligatorisch über die Herkunft und
die Produktionsmethoden von Agrarprodukten informiert werden müssen. Dies würde
es den Verbrauchern erlauben, eine faire Wahl zwischen den inländischen und den
nicht zuletzt wegen den in den EU-Staaten zum Teil wesentlich tieferen Standards (z.B.
bezüglich Tierhaltung) billigeren ausländischen Erzeugnissen zu treffen. Eine
entsprechende Eingabe hatte der SBV bereits zu Jahresbeginn zusammen mit dem
Schweizer Tierschutz und Konsumentenorganisationen an den Bundesrat gerichtet. 

Eine eher seltene Allianz entstand im Vorfeld der WTO-Konferenz in Seattle (USA) vom
Dezember. Der SBV verlangte gemeinsam mit den Gewerkschaftsdachverbänden SGB
und CNG, Umweltschutzorganisationen und Hilfswerken vom Bundesrat, sich im
Rahmen der WTO nicht für eine weitere Liberalisierung der weltweiten
Wirtschaftsbeziehungen einzusetzen. 16
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Der Schweizerische Bauernverband (SBV) kämpfte im Berichtsjahr insbesondere gegen
die vom Bundesrat und vor allem von einem Teil der Nahrungsmittel-Industrie und dem
Detailhandel ins Spiel gebrachte Idee, ein Agrar-Freihandelsabkommen mit der EU
abzuschliessen. Gemäss einer vom Bauernverband in Auftrag gegebenen Studie würde
eine derartige Marktöffnung für die schweizerische Landwirtschaft trotz ihrer in den
letzten Jahren verbesserten Wettbewerbskraft massive Einkommenseinbussen zur
Folge haben. 17
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Im März bekräftigte die Landwirtschaftskammer des Schweizerischen Bauernverbandes
(SBV) die Ablehnung eines Agrarfreihandelsabkommens mit der EU. Sie vermochte damit
aber nicht zu verhindern, dass der Bundesrat im Herbst die Verhandlungen darüber mit
der EU aufnahm. Als Alternative zu einem solchen Abkommen schlug der Bauernverband
ein gestaffeltes Vorgehen vor. In einem ersten Schritt sollten nichttarifäre
Handelshinternisse abgebaut werden, um die Exportchancen der einheimischen
Landwirtschaft zu verbessern. In einem zweiten Schritt sollten dann nach Ansicht des
SBV diejenigen Bereiche liberalisiert werden, bei denen die schweizerischen
Produzenten in einem offenen europäischen Markt bestehen können. 18
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Die Delegierten des Schweizerischen Bauernverbandes (SBV) bekräftigten ihre
Ablehnung eines Agrarfreihandelsabkommens mit der EU und forderten, mit 306 gegen
eine Stimme, den Bundesrat auf, die im Vorjahr aufgenommenen Verhandlungen
abzubrechen. Einen entsprechenden parlamentarischen Vorstoss der SVP-Fraktion
unterstützten im Nationalrat nur die SVP und die Grünen. 19
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Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Das Referendum der Lega und der SD gegen die bilateralen Verträge mit der EU wurde
von den Gewerkschaften nicht unterstützt. Es bestanden zwar in den Reihen der
Gewerkschaften ernsthafte Befürchtungen über Lohndumping nach der Einführung der
Freizügigkeit im Personenverkehr. Mit den vom Parlament beschlossenen
Begleitmassnahmen, welche insbesondere eine erleichterte
Allgemeinverbindlichkeitserklärung für Gesamtarbeitsverträge brachten, wurde diesen
Ängsten aber weitgehend Rechnung getragen. Vor den Parlamentsverhandlungen hatte
die Gewerkschaft Bau und Industrie (GBI) beschlossen, die Verträge mit einem
Referendum zu bekämpfen, falls diese Begleitmassnahmen nicht zu ihrer Zufriedenheit
ausfallen würden. Später doppelte der SGB nach, indem er unmittelbar vor Beginn der
Ratsdebatten bekannt gab, dass er sein Sekretariat mit der Vorbereitung der Kampagne
für ein allfälliges Referendum beauftragt habe. 20
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